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Dritter Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Steuerreformgesetzes (Gesetz zur Reform des Vermögensteuer- 
gesetzes und zur Änderung anderer Steuergesetze) 

— Drucksachen 7/78, 7/1358 — 


Bericht des Abgeordneten Leicht 

In einem ersten Teilentwnrf ist bereits abschlie- j 
ßend das Gesetz zur Reform des Grundsteuerrechts 
und in einem zweiten Teilentwurf die Reform des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an- 
genommen worden. 

In dem nunmehr dritten Teilentwurf soll das Ge- 
setz zur Reform des Vermögensteuergesetzes und 
zur Änderung anderer Steuergesetze behandelt wer- 
den. 

Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs ist die 
Ablösung des Einheits wertes 1935 zum 1. Januar 
1974 durch die neuen, auf den 1. Januar 1964 fest- 
gestellten Einheitswerte bei allen einheitswertab- 
hängigen Steuern mit einem Zuschlag von 40 v. H. 
zur Angleichung an die Wertentwicklung seit 1964; 
die Änderung der Freibeträge und der Steuersätze 
bei der Vermögensteuer; den Abbau der bestehen- 
den Vergünstigungen für Sparkassen und Kredit- 
genossenschaften bei der Vermögensteuer und der 
Gewerbesteuer um die Hälfte; das Aussetzen des 
Abbaus der Vergünstigung für Energieversorgungs- 
unternehmen bis einschließlich 1977; die Neuabgren- 
zung von fand- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
einerseits und Grundvermögen andererseits, um 
dadurch eintretende Steuererhöhungen i.m Bereich 
der Vermögensteuer und Grundsteuer die Zurück- 
haltung von Bauland zu erschweren; die Kürzung 
des Gewerbeertrages bei der Gewerbesteuer, um die 
Doppelbelastung des Grundbesitzes durch Grund- 
steuer und Gewerbesteuer zu vermeiden; die Anhe- 


| bung der „Nullzone" bei der Gewerbeertragsteuer 
und schließlich die Ablösung der Einfamilienhausver- 
ordnung durch eine entsprechende Regelung im Ein- 
kommensteuergesetz. 

Der Gesetzentwurf hat die folgenden finanziellen 
Auswirkungen: 

a) Die Vermögensteuer führt 1974 bei den Ländern 
zu Steuermindereinnahmen von 295 000 000 DM, 
denen aber durch die Änderung der Erbschaft- 
steuer Mehreinnahmen von 200 000 000 DM ge- 
genüberstehen, so daß schließlich mit Einnahme- 
ausfällen von 95 000 000 DM zu rechnen ist. 1975 
werden Steuermehreinnahmen in Höhe von 
930 000 000 DM anfallen. 

b) Bei der Gewerbesteuer treten 1974 keine Auf- 
kommensveränderungen ein. Durch die Anhe- 
bung der „Nullzone" ergibt sich für 1975 — in 
Millionen DM — das folgende Bild: 
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Diese Steuermindereinnahmen sollen im Rah- 
men des mit dem Inkrafttreten des 3. Steuer- 
reformgesetzes notwendigen neuen Finanzaus- 
gleichs bei den Gemeinden durch andere Zuwei- 
sungen ausgeglichen werden. 

Die Kürzung des Gewerheertrages durch die Fest- 
setzung des Kürzungsbetrages auf 1,2 v. H. führt 
1974 zu Mindereinnahmen von 80 000 000 DM, 
denen aber durch den Abbau der Vergünstigun- 
gen im Kreditgeweihe Mehreinnahmen in glei- 
cher Höhe gegenüberstehen. 


c) Die Neuregelungen bei der Einkommensteuer 
sind insgesamt aufkommensneutral. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Finanzausschuß vorgeschlagenen Fassung des Ge- 
setzentwurfs. 

Für 1974 ist der Gesetzentwurf mit der Haushalts- 
lage vereinbar. 1975 werden bei der Aufstellung 
des Haushalts die sich aus diesem Gesetz ergeben- 
den finanziellen Auswirkungen berücksichtigt wer- 
den müssen, die insbesondere Länder und Gemein- 
den betreffen. Das gilt auch für die Folgejahre. 


Bonn, den 12. Dezember 1973 


Der Haushaltsausschuß 
Leicht 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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